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A n fra g e 

der Abg. Ferdinanda F los s man n, Hol' n , G u m p 1 m a y e r, 

Kar k, G S 0 h w eid 1 und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Steuerleistungeh der verstaatlichten Banken. 

-,,-.-

In letzter Zeit haben zwei Generaldirektoren von verstaatlichten 

Banken das Bedürfnis gefühlt, die ~ffentlichkeit über ihre erfolgreiche 

Tätigkeit beim Wiederaufbau ihrer Institute zu unterrichten. Unter der 

Aufzählung der Leistungen wird allerdings die Angabe jener Summen ver

gessen, welche die verstaatlichten Banken an Steuern vom Ertrag und Um
satz geleistet haben. 

Die gefertigten Abgeordneten stehen auf dem Standpunkt, dass ver
staatlichte Betriebe in gleicher Weise steuerpflichtig sind wie private. 
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. Sie rich,tendaher an d..enHerrn Bundesmini.ster für Finanzen. die 
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nachst ehende 

A n fra g e: 

...... Welche Beträge an E~erb's·.rund.Utnsatzsteuern s 1nd von den ver

s"taatlicb,ten Banken 8e,it 1945 bezahlt w:orden? 
~ ,. ,. .,.' . .',' 0-"1' '. . :.-~.,. 
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